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Sehr geehrte Damen und Herren,

nichts ist so sicher wie die nächste Gesetzesänderung im Steuerrecht!

Das in der Koalition am 02. Juli beschlossene Reformpaket beinhaltet in den Bereichen 
Steuern und Bürokratie folgende Maßnahmen:

Grundfreibetrag, Kinderfreibetrag, Kindergeld und Arbeitnehmerpauschbetrag sollen 
angehoben werden. Die als Beispiel genannte Entlastung bei mit einem zu versteu-
ernden Einkommen von TEUR 60 in Höhe von EUR 600 p.a. lässt allerdings auf gering-
fügige Anpassungen schließen. 

Zur Gegenfinanzierung dient die Erhöhung des Reichensteuersatzes auf 45 % ab EUR 
250.000 (bisher ab EUR 277.826) bzw. in einer neuen zweiten Stufe auf 47 % ab EUR 
280.000 zu versteuerndem Einkommen.

Ferner wurde die Anhebung des Pauschalsteuersatzes bei Minijobs von 2 auf 5 % so- 
wie eine geringere steuerliche Absetzbarkeit von Handwerkerleistungen festgelegt 
(15 % statt bislang 20 % von max. EUR 6.000). Abweichend von den Vorschlägen der 
Rentenkommission könnten Minijobs doch weiterhin für alle möglich sein. Dies soll 
im Herbst entschieden werden. 

Für den steuerlich begünstigten Sonn- und Feiertagszuschlag werden die Obergren-
zen nach § 3b EStG bis zu einem Stundenlohn von EUR 75 zum 01.01.2027 erhöht. 
Zudem wird der steuerfreie Zuschlag im Regelungsbereich von Tarifverträgen zeit- 
gleich vollständig beitragsfrei gestellt.

Verträge von bis Ende 2030 eingestellten Mitarbeitern mit sachgrundloser Befristung 
können bis zu einer Maximaldauer von 48 Monaten bis zu sechsmal verlängert werden. 

Abfindungszahlungen sollen umso mehr steuerlich privilegiert werden, je schneller 
eine neue Tätigkeit aufgenommen wird. 

Das Lieferkettengesetz soll keine nationalen Regelungen mehr beinhalten, die über 
die entsprechende EU-Richtlinie hinausgehen. Das klingt nicht (mehr) nach Abschaf-
fung des Gesetzes, aber nach Anhebung der Mitarbeiterzahl- und Umsatzgrenzen.

Die in Gesetzen festgehaltenen Berichts- und Dokumentationspflichten gegenüber 
staatlichen Stellen sollen pauschal aufgehoben werden (Berichtsentlastungsgesetz).

Die Abgabe der Steuererklärung soll u.a. mit vorausgefüllter, digitaler Erklärung 
vereinfacht, das Optionsmodell verbessert werden. Neue Steuernummern soll es 
binnen vier Wochen geben.    

Aktuell lösen Reaktionen auf den ersten Entwurf des Finanzministers bereits wieder 
Änderungsbedarf aus.   

Mit freundlichen Grüßen

Claudia Rottländer
Geschäftsführende Gesellschafterin bei DORNBACH 

https://www.facebook.com/dornbach.de/#
https://www.youtube.com/channel/UC4KLEKjEypCpslr3XftsmEg
https://www.instagram.com/dornbach.de/
https://www.linkedin.com/company/dornbach
https://www.dornbach.de/de/mediathek.html
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  Termine September 2026	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

1Für den abgelaufenen Monat. 

2Für den abgelaufenen Monat, bei Viertel- 
jahreszahlern für das vorangegangene 
Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für 
das vorangegangene Kalenderjahr. 

3Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 

Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 
Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 
zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.09.2026, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 10.09.20261	 14.09.2026	 10.09.20262

	 10.09.2026	 14.09.2026	 10.09.2026

	 10.09.20263	 14.09.2026	 10.09.20264

	 10.09.20263	 14.09.2026	 10.09.20264

	 16.11.20264	 19.11.2026	 16.11.2026

	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 28.09.2026	 entfällt	 entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Bundeskabinett beschließt Jahres-    
  steuergesetz 2026  

Das Bundeskabinett hat am 12.08.2026 
den Gesetzentwurf für das Jahressteuerge-
setz 2026 (JStG 2026) beschlossen. Wie 
üblich enthält auch dieses Jahressteuerge-
setz zahlreiche Anpassungen im deutschen 
Steuerrecht. Es sieht Maßnahmen zum Büro-
kratierückbau, zur Förderung der Digitali-
sierung und zur Verhinderung von unrecht- 
mäßigen Steuergestaltungen vor. Zudem 
werden Verfahrensfragen und Zuständig-
keiten aktualisiert. Andere Anpassungen 
sind aufgrund von Änderungen des Rechts 
der Europäischen Union oder der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs not- 
wendig. Außerdem reagiert die Bundes- 
regierung auf Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts und des Bundesfinanz-
hofs.

Hervorzuheben sind folgende Regelungen:

Anpassung im Kapitalertragsteuerentlas-
tungsverfahren
Beim Kapitalertragsteuerentlastungsver-
fahren soll eine Änderung missbräuchliche 
Gestaltungen in Zukunft besser verhindern. 
Beschränkt steuerpflichtige Großaktionäre 
mit Beteiligungen an deutschen Gesell-
schaften von mindestens 10 % sollen in 
Zukunft genauso behandelt werden wie 
unbeschränkt steuerpflichtige, also in 
Deutschland steuerlich ansässige, Groß- 
aktionäre. Ihnen sollen künftig keine Frei- 
stellungsbescheinigungen im Voraus mehr 
ausgestellt werden. Stattdessen sollen sie 
nach der jeweiligen Transaktion einen Erstat-
tungsantrag stellen. Durch diese Einzelfall-
prüfung im Nachhinein lassen sich miss- 
bräuchliche Gestaltungen besser prüfen 
und aufdecken.

Die Neuregelung dient damit auch dem mit 
dem Aktionsplan gegen Steuer- und Finanz-
kriminalität hervorgehobenen Ziel des BMF, 
Steuerkriminalität entschieden zu bekämp-
fen.

Zudem enthält der Entwurf eine erhebliche 
Erleichterung: Bisher enthält das Gesetz 

für ins Ausland gezahlte Lizenzzahlungen 
eine Freigrenze von 10.000 EUR, bis zu der 
vom Steuerabzug abgesehen werden kann. 
Das JStG sieht vor, diese Freigrenze auf 
100.000 EUR zu erhöhen. Das ist eine deut-
liche Verwaltungsvereinfachung, zum 
Beispiel für Verlage, die Bildrechte auslän- 
discher Agenturen nutzen. Die Pflicht zur 
Steueranmeldung bleibt bestehen, sodass 
Nachprüfungen weiterhin möglich sind.

Informationsaustausch mit Steuerbehör-
den in Drittstaaten
Aufgrund der Europäischen Amtshilfericht-
linie müssen Onlineplattformen bereits 
Informationen über Einkünfte melden, die 
von Anbietern seit dem Jahr 2023 auf die- 
sen Plattformen erzielt werden. Deutsch-
land hat diese Richtlinie mit dem Plattfor-
men-Steuertransparenzgesetz umgesetzt. 
Die Informationen werden bereits inner- 
halb der Europäischen Union ausge-
tauscht, soweit sie Anbieter in anderen 
Mitgliedstaaten betreffen. Der Entwurf des 
JStG 2026 erweitert die Meldepflicht auf in 
Drittstaaten ansässige Anbieter und ermög-
licht damit den Austausch dieser Informa-
tionen auch mit Drittstaaten, mit denen 
eine wirksame völkerrechtliche Vereinba-
rung hierzu besteht.

Anpassung des Mindeststeuergesetzes
Anfang des Jahres haben sich die Staaten 
des „Inclusive Framework on BEPS“ im 
sogenannten „Side-by-Side Package“ auf 
Vereinfachungen bei der Mindeststeuer 
sowie einen sogenannten „Side-by-Side 
Approach“ geeinigt. Dieser erkennt natio- 
nale Regelungen an, die in ihrer Wirkungs-
weise den Regeln der Mindeststeuer ent- 
sprechen. Der Teil der Einigung, der den 
sogenannten „Side-by-Side Approach“ 
betrifft, soll nun durch den Entwurf des 
JStG 2026 im deutschen Mindeststeuerge-
setz nachvollzogen werden. Gleichzeitig 
wird die Rechtsgrundlage zum Erlass von 
Rechtsverordnungen angepasst, auf deren 
Basis dann die Umsetzung der Vereinfa-
chungen des „Side-by-Side Package“ 
erfolgen kann.

Elektronische Bekanntgabe
Ab dem 1. Januar 2027 erhalten Steuer-
pflichtige bestimmte Steuerbescheide und 
andere Schreiben grundsätzlich elektro-
nisch. Dazu gehören z. B. Einkommensteu-
erbescheide und die Entscheidung über 
einen Einspruch. Aufgrund der Änderun-
gen in § 122a der Abgabenordnung erfolgt 
die elektronische Bekanntgabe künftig, 
wenn Steuerpflichtige über ein aktives 
ELSTER-Nutzerkonto verfügen. Eine aus- 
drückliche Einwilligung ist nicht mehr 
erforderlich. Sobald der Bescheid im 
ELSTER-Nutzerkonto bereitsteht, werden 
Steuerpflichtige per E-Mail informiert und 
können ihn dann in ihrem Nutzerkonto 
abrufen. Steuerpflichtige, die über kein 
aktives ELSTER-Nutzerkonto verfügen, 
erhalten ihren Bescheid wie bisher per 
Post. Steuerpflichtige, die über ein aktives 
ELSTER-Nutzerkonto verfügen und keine 
elektronische Zustellung wünschen, 
müssen die postalische Bekanntgabe über 
ihr bestehendes ELSTER-Nutzerkonto 
elektronisch beantragen.

Mit den Änderungen wird die elektronische 
Bekanntgabe künftig der Regelfall. Die 
Finanzverwaltung wird damit noch digitaler 
und effizienter.

Anpassung des Zinssatzes in der  
Abgabenordnung
Die Abgabenordnung sieht einen Zinssatz 
vor, der nach einer Karenzzeit für Nachzah-
lungs- und Erstattungszinsen gilt. Nach- 
zahlungszinsen müssen Steuerpflichtige 
zahlen, von denen Steuern nachgefordert 
werden. Erstattungszinsen bekommen 
Steuerpflichtige mit einer Steuererstattung 
gezahlt. Dieser Zinssatz wurde zuletzt im 
Jahr 2022 rückwirkend für Verzinsungszeit-
räume ab dem 1. Januar 2019 auf 0,15 % 
für jeden vollen Monat, also 1,8 % für jedes 
volle Jahr, festgelegt.

Die Abgabenordnung sieht vor, diesen Zins- 
satz regelmäßig zu evaluieren. Das hat die 
Bundesregierung nun getan. Der Basiszins-
satz im Bürgerlichen Gesetzbuch ist deut- 
lich angestiegen, ebenso die Zinsen für Kre- 
dite für Verbraucherinnen und Verbraucher.
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Deshalb sieht der Entwurf vor, den Zins- 
satz in der Abgabenordnung ab dem Jahr 
2027 auf 0,3 % je vollen Monat, also  
3,6 % je vollem Jahr anzuheben.

Änderungen des Forschungszulagen-
gesetzes
Das europäische Beihilferecht ermöglicht 
die Gewährung von Forschungs- und 
Entwicklungsbeihilfen periodenübergrei-
fend pro Unternehmen und Vorhaben in 
Höhe von maximal 25 Mio. Euro. Das deut- 
sche Forschungszulagengesetz schöpft 
diese Möglichkeit bisher nicht aus.

Das ändert die Bundesregierung mit dem 
Entwurf des JStG 2026. Nunmehr können 
auch Forschungszulagen pro Unternehmen 
und Forschungs- und Entwicklungsvorha-
ben periodenübergreifend insgesamt bis 
zu einem Betrag von 25 Mio. Euro gewährt 
werden.

Darüber hinaus sieht der Entwurf die Ein- 
führung einer eigenen Ablaufhemmung für 
die Forschungszulage vor. Dadurch wird 
sichergestellt, dass die Festsetzung der 
Forschungszulage auch dann erfolgen kann, 
wenn das Bescheinigungsverfahren über 
die reguläre Festsetzungsfrist hinaus 
andauert. Bislang konnte es in Einzelfällen 
dazu kommen, dass die Festsetzungsfrist 
für die Forschungszulage ablief, bevor das 
Bescheinigungsverfahren abgeschlossen 
war. Mit der Neuregelung schafft die Bun- 
desregierung mehr Rechtssicherheit und 
stärkt die Wirksamkeit der Forschungszula-
ge.

Umsatzsteuerliche Organschaft
Der Entwurf des JStG 2026 sieht eine neue, 
eigenständige Regelung für die Organschaft 
im Umsatzsteuerrecht vor.

Im Umsatzsteuerrecht sieht das Gesetz 
bisher nur materiell-rechtliche Merkmale 
vor, um zu ermitteln, ob ein Unternehmen 
als Organgesellschaft in das Unternehmen 
eines Organträgers eingegliedert ist. Ein 
aktives Wahlrecht gibt es nicht. Das 
möchte die Bundesregierung mit der 
neuen Regelung ändern. Im Gegensatz 

zum bisherigen Recht treten die Rechtsfol-
gen der Organschaft zukünftig nur auf aus- 
drückliche Erklärung durch den Organträ-
ger ein. Mit Blick auf die Bedürfnisse der 
Wirtschaft, auf dynamische Veränderungen 
von Unternehmensstrukturen zeitnah rea- 
gieren zu können, wird sowohl die Begrün-
dung der Organschaft als auch die Aufnah- 
me einzelner Organgesellschaften mit Wir- 
kung für die Zukunft kurzfristig ermöglicht.

Die Neuregelung dient der Rechtssicher-
heit, Rechtsklarheit und Verwaltungsver-
einfachung.

  Abgekürzter Zahlungsweg und   
  angenommene Zinsvorteile –   
  Steuerliche Beurteilung  

Steuerlich kommt es nicht immer nur darauf 
an, wer tatsächlich überweist. In der Praxis 
zahlt häufig eine andere Person direkt an 
den Gläubiger. Man spricht dann von einem 
abgekürzten Zahlungsweg. Gemeint ist, dass 
das Geld nicht erst an den eigentlichen 
Schuldner weitergeleitet wird, sondern 
direkt dorthin fließt, wo die Verpflichtung 
zu erfüllen ist. Ein solcher Zahlungsweg 
kann steuerlich anerkannt werden. Voraus- 
setzung ist aber, dass klar bleibt, für wen 
gezahlt wird und wer wirtschaftlich belastet 
sein soll. Wird etwa eine Handwerkerrech-
nung für eine vermietete Wohnung des 
Kindes unmittelbar von den Eltern bezahlt, 
kann der Werbungskostenabzug beim Kind 
grundsätzlich in Betracht kommen. Dafür 
muss die Zahlung eindeutig der vermiete-
ten Immobilie und dem Kind als Eigentü-
mer zugeordnet werden können.

Ein ähnliches Problem entsteht, wenn Zah- 
lungen nicht sofort, sondern erst später 
oder in Raten erfolgen. Es stellt sich dann 
häufig die Frage, ob in den Beträgen ein 
Zinsanteil enthalten ist. Wird zum Beispiel 
ein Kaufpreis nicht sofort, sondern über 
einen längeren Zeitraum gezahlt, kann das 
Finanzamt prüfen, ob die späteren Zahlun-
gen wirtschaftlich teilweise Entgelt für die 
Stundung sind. Ein solcher Zinsanteil kann 
zu steuerpflichtigen Kapitaleinkünften 
führen.

Der Bundesfinanzhof hat hier z. B. eine 
wichtige Grenze gezogen (Az. VIII R 30/24). 
Eltern hatten ein Grundstück an ihre Toch- 
ter verkauft. Der Kaufpreis war in monatli-
chen Raten zu zahlen; Zinsen waren aus- 
drücklich nicht vereinbart. Das Finanzamt 
wollte dennoch aus den Raten einen fik- 
tiven Zinsanteil herausrechnen. Der Bundes-
finanzhof lehnte dies ab. Wenn der Vertrag 
klar regelt, dass jede Rate vollständig  
auf den Kaufpreis gezahlt wird und die 
Stundung zinslos erfolgt, entstehen nicht 
allein deshalb steuerpflichtige Kapitaler-
träge.

Hinweis
Übernimmt ein Angehöriger – etwa ein 
Elternteil – eine Zahlung für einen 
anderen, spricht man steuerlich häufig 
von Drittaufwand. Zahlt der Dritte ledig- 
lich für Rechnung des Steuerpflichtigen 
dessen eigene Verbindlichkeit (abge-
kürzter Zahlungsweg), kann der Auf- 
wand dem Steuerpflichtigen zugerech-
net werden. Auch wenn der Dritte einen 
Vertrag im eigenen Namen abschließt 
(abgekürzter Vertragsweg), ist ein Wer- 
bungskosten- oder Betriebsausgaben-
abzug unter bestimmten Voraussetzun-
gen möglich. Entscheidend ist stets, 
wessen wirtschaftlicher Aufwand vor- 
liegt und ob der Dritte eine eigene oder 
eine fremde Verpflichtung erfüllt.

Deshalb sollten Verträge, Rechnungen 
und Zahlungsabläufe eindeutig doku- 
mentieren, wer Vertragspartner, wirt- 
schaftlich Belasteter und Begünstigter 
ist. Bei Ratenzahlungen oder zinslosen 
Stundungen – etwa bei Grundstücks-
übertragungen unter Angehörigen – 
empfiehlt sich zudem eine klare vertrag-
liche Regelung, dass die Raten aus- 
schließlich auf den Kaufpreis angerech-
net werden und keine Verzinsung 
vereinbart ist. So lassen sich Streitig-
keiten über den Werbungskostenabzug 
oder die Annahme steuerpflichtiger 
Zinserträge vermeiden. Bei Zahlungen 
zwischen Angehörigen oder größeren 
Beträgen empfiehlt sich vorab eine 
Abstimmung mit dem Steuerberater.
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  Ungeklärte Einzahlungen auf ein   
  betriebliches Konto als steuer-   
  pflichtige Betriebseinnahmen  

Im Streitfall betrieb der Kläger, ein gelernter 
Maschinenbauer, in seinem Wohnhaus 
eine Werkstatt zur Reparatur von Maschinen. 
Er erzielte hieraus Einkünfte aus Gewerbe-
betrieb. Nach einer Außenprüfung für den 
Betrieb des Klägers setzte das beklagte 
Finanzamt Bareinzahlungen und weitere 
Zahlungseingänge auf seinen Geschäfts-
konten für mehrere Jahre teilweise als 
Betriebseinnahmen und Umsätze des 
Klägers an. Der Kläger machte geltend, 
dass die Beträge aus privaten Quellen 
stammten. Die Erklärungen des Klägers 
überzeugten jedoch nicht.

Das Niedersächsische Finanzgericht ent- 
schied, dass ungeklärte Einzahlungen auf 
ein betriebliches Konto als steuerpflichtige 
Betriebseinnahmen behandelt werden dür- 
fen, wenn der Steuerpflichtige ihre Herkunft 
nicht ausreichend nachweist. Wer private 
Mittel in den Betrieb einschleust, müsse 
deren Herkunft nachvollziehbar darlegen 
und belegen. Im Urteilsfall wies das Gericht 
die Klage ab. Das beklagte Finanzamt habe 
die ungeklärten Einzahlungen auf dem 
betrieblichen Konto des Klägers zu Recht 
als steuerpflichtige Betriebseinnahmen 
qualifiziert und diese seinem Gewinn hin- 
zugeschätzt. Zu schätzen sei insbesondere 
dann, wenn der Steuerpflichtige über seine 
Angaben keine ausreichende Aufklärung 
zu geben vermag. 

Dabei sei der Steuerpflichtige bei ungeklär-
ten Bareinzahlungen auf betriebliche Kon- 
ten bzw. in die Kasse wegen der von ihm 
selbst hergestellten Verbindung zwischen 
Privat- und Betriebsvermögen bei der 
Prüfung, ob Einlagen gegeben sind bzw. 
wo die Mittel herkommen, verstärkt zur 
Mitwirkung verpflichtet (Az. 4 K 12/26).

Hinweis
Werden private Mittel auf ein betriebli-
ches Konto oder in die Kasse eingezahlt, 
sollte deren Herkunft sofort und nach- 
vollziehbar dokumentiert werden (z. B. 

durch Kontoauszüge, Verträge oder 
kurzen Vermerk mit Datum und Anlass).

Soweit möglich, sind Überweisungen 
Bareinzahlungen vorzuziehen, da sie  
den Geldfluss regelmäßig leichter nach- 
weisen. Werden private und betriebliche 
Geldbewegungen vermischt, kann das 
Finanzamt bei einer Betriebsprüfung 
Nachweise zur Mittelherkunft verlangen. 
Kann die Herkunft einer Einzahlung nicht 
plausibel belegt werden, kann dies zu 
einer Schätzung und einer gewinnerhö-
henden Berücksichtigung als nicht 
erklärte Betriebseinnahme führen.

  Immobilienbewertung für die   
  Erbschaft- und Schenkungsteuer:   
  Vergleichspreise der Gutachter-   
  ausschüsse sind maßgeblich  

Der Bundesfinanzhof entschied, dass die 
von den Gutachterausschüssen ermittelten 
Vergleichspreise für Immobilien maßge-
bend und daher von der Finanzverwaltung 
und den Steuerpflichtigen bei der Grund- 
stücksbewertung für die Erbschaft- und 
Schenkungsteuer heranzuziehen sind. Die 
finanzgerichtliche Kontrolle der Vergleichs-
preise beschränke sich auf offensichtliche 
Unrichtigkeiten. Erst wenn solche zutage 
treten, müsse das Finanzgericht den Sach- 
verhalt von Amts wegen weiter aufklären 
(Az. II R 6/23). Der Streitfall betraf die 
Bewertung einer ererbten Eigentumswoh-
nung, deren Verkehrswert vom Finanzamt 
auf Basis von 20 Vergleichspreisen eines 
Gutachterausschusses auf 186.000 Euro 
festgestellt wurde.

Die Kläger bzw. Erben wandten sich 
gegen diese Bewertung. Ihre Kritik 
richtete sich insbesondere gegen die 
Auswahl der Vergleichsobjekte und die 
Berechnung des Durchschnittswerts. Die 
Richter des Bundesfinanzhofs wiesen 
diese Einwände zurück. Aus ihrer Sicht 
sei der im Gesetz ausdrücklich angeord-
nete Vorrang der vom Gutachteraus-
schuss mitgeteilten Vergleichspreise 
rechtsstaatlich unbedenklich.

  Umsatzsteuer bei Vermietungen   
  über die Plattform Airbnb  

Wer seine private Wohnung, sein Ferien-
haus oder seine Ferienwohnung an Gäste 
vermietet und dafür Zahlungen erhält, 
kann bereits Unternehmer sein. Das gilt 
selbst dann, wenn keine Gewerbeanmel-
dung, Anzeige beim Finanzamt oder ähn- 
liches erfolgte. Auch bei bereits bestehen-
den Unternehmen wird häufig übersehen, 
dass so eine „private“ Vermietung Teil des 
Unternehmens ist. Die Anwendung der 
Kleinunternehmerregelung kann erfolgen, 
wenn der Umsatz im Vorjahr 25.000 Euro 
nicht überschritten hat und im laufenden 
Jahr 100.000 Euro nicht überschreitet. Die 
Vermietungsumsätze sind dann steuerfrei.

Hinweis
Umsatzsteuerlich ist die Vermietung von 
Wohnraum grundsätzlich steuerfrei (§ 4 
Nr. 12 UStG). Diese Steuerbefreiung gilt 
jedoch nicht für die kurzfristige Beher-
bergung von Gästen. 

Als kurzfristig gilt eine Vermietung, wenn 
die Räume nach der Absicht des Ver- 
mieters von vornherein nicht für einen 
dauernden Aufenthalt bestimmt sind. 
Regelmäßig ist dies bei einer vorgesehe-
nen Vermietungsdauer von höchstens 
sechs Monaten der Fall. Ferienwohnun-
gen und Vermietungen über Plattformen 
wie Airbnb erfüllen diese Voraussetzun-
gen typischerweise und sind deshalb 
grundsätzlich umsatzsteuerpflichtig.

Wird diese Grenze überschritten oder 
besteht aufgrund einer anderen Tätigkeit 
bereits ein Unternehmen, unterliegen die 
Vermietungsumsätze der Umsatzsteuer, da 
die kurzfristige Vermietung von Wohnräu-
men im Gegensatz zur langfristigen Wohn- 
raumvermietung nicht von der Umsatzsteu-
er befreit ist. Die in der Regel kurzfristigen 
Vermietungen über die Plattform Airbnb 
sind daher grundsätzlich steuerpflichtig, 
unterliegen allerdings dem ermäßigten 
Steuersatz von 7 %, soweit es sich um 
reine Beherbergungsleistungen handelt; 
Zusatzleistungen können dem Regelsteu-
ersatz (19 %) unterliegen.
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Unabhängig davon, ob der Vermieter  
Kleinunternehmer ist oder seine Umsätze 
der Umsatzsteuer unterwirft, ist bei der 
Vermietung über die Plattform Airbnb zu 
beachten, dass in diesem Fall die Umsatz-
steuerschuld für die von Airbnb erhobenen 
Gebühren auf den in Deutschland ansäs- 
sigen Vermieter übergeht. Hintergrund ist, 
dass Airbnb ein in Irland und damit im 
Ausland ansässiges Unternehmen ist, das 
mit der Bereitstellung der Plattform (ggf. 
auch mit der Zahlungsabwicklung, dem 
Beschwerdemanagement, Kundenzufrie-
denheitsumfragen etc.) elektronische 
Dienstleistungen erbringt. In diesem Fall 
verlagert sich die Umsatzsteuerschuld für 
die von Airbnb erbrachte Leistung auf den 
deutschen Empfänger – also den Vermie-
ter. Das gilt auch für Kleinunternehmer, die 
zwar selbst steuerfreie Umsätze erbringen, 
aber dennoch Unternehmer sind.

Der Vermieter schuldet also auf die von 
Airbnb erhobenen Gebühren Umsatzsteuer 
(19 %) und muss diese gegenüber dem 
zuständigen Finanzamt erklären. Dies 
erfolgt im Rahmen von Umsatzsteuer-
Voranmeldungen und der Umsatzsteuer-
Jahreserklärung. Das gilt selbst dann, 
wenn die von Airbnb erhobene Provisions-
gebühr bereits von dem Betrag abgezogen 
wurde, den der Mieter gezahlt hat. Insofern 
liegt lediglich eine Aufrechnung gegen-
seitiger Zahlungsansprüche vor. Ist der 
Vermieter zum Vorsteuerabzug berechtigt 
(wenn er kein Kleinunternehmer ist), kann 
die im Rahmen des Verfahrens entstande-
ne Umsatzsteuer als Vorsteuer geltend 
gemacht werden, sodass sich im Saldo 
keine Zahllast ergibt.

Ist der Vermieter allerdings Kleinunterneh-
mer, entfällt die Möglichkeit des Vorsteu-
erabzugs und der als Kleinunternehmer 
agierende Vermieter muss die Umsatzsteu-
er auf die von Airbnb einbehaltene Service-
pauschale entsprechend gegenüber dem 
Finanzamt erklären und abführen. 

Insbesondere Kleinunternehmer, die keine 
Umsatzsteuervoranmeldungen abgeben 
und keinen Steuerberater konsultieren, 

riskieren Nachzahlungen und Säumniszu-
schläge. Es empfiehlt sich dringend, 
frühzeitig die umsatzsteuerliche Einord-
nung der eigenen Vermietertätigkeit zu 
klären und die Pflichten aus dem Reverse-
Charge-Verfahren gewissenhaft zu erfüllen.

  Was Unternehmen bei der   
  E-Rechnungspflicht   
  beachten müssen (Teil 1)  

Noch bis zum 31.12.2026 ist die Ausstel-
lung von E-Rechnungen freiwillig. Bei einem 
Vorjahresumsatz des Rechnungsausstel-
lers bis 800.000 Euro verlängert sich diese 
Frist noch bis zum Ablauf des Jahres 2027. 
Eine klassische PDF-Datei, die per E-Mail 
verschickt wird, gilt seit 2025 ausdrücklich 
nicht mehr als E-Rechnung im umsatzsteu-
erlichen Sinne. Stattdessen sind Formate 
wie XRechnung oder ZUGFeRD (ab Version 
2.0.1 im Profil EN 16931 oder höher) gefor- 
dert, die eine vollständige maschinelle 
Verarbeitung der Rechnungsdaten ermög- 
lichen. Da die Umstellung Fragen aufwirft, 
hat das Bundesministerium der Finanzen 
am 19.11.2024 einen begleitenden Frage- 
Antwort-Katalog (FAQ) veröffentlicht, der 
laufend aktualisiert wird. Dieser Katalog ist 
eine aktuelle und maßgebliche Orientie-
rungshilfe für Unternehmen, da die wich- 
tigsten Fragen verständlich erläutert 
werden.

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass 
auch bei der Erstellung von E-Rechnungen 
immer wieder Fehler passieren. Dabei wird 
seitens der Finanzverwaltung zwischen 
drei Fehlerkategorien unterschieden:

Formatfehler: Diese liegen vor, wenn die 
Rechnungsdatei nicht den zulässigen Syn- 
taxen bzw. deren technischen Vorgaben 
entspricht oder keine richtige und voll- 
ständige Extraktion zulässt. Solche Rech- 
nungen sind keine E-Rechnungen, sondern 
sonstige Rechnungen.

Geschäftsregelfehler: Solche Fehler sind 
inhaltliche Fehler und betreffen Inkonsis-
tenzen innerhalb der strukturierten Datei. 
Dazu zählen beispielsweise widersprüchli-

che Angaben oder das Fehlen von Inhalten 
in Pflichtfeldern. 

Inhaltsfehler: Bei inhaltlichen Abweichun-
gen von dem der Rechnung zugrunde liegen-
den Rechtsgeschäft, beim falschen Leis- 
tungszeitraum und anderen Unrichtigkei-
ten spricht man von Inhaltsfehlern.

Nicht nur den Ersteller der Rechnung, 
sondern auch den Empfänger treffen Ver- 
pflichtungen. Wer E-Rechnungen emp-
fängt, muss sicherstellen, dass sein 
ERP-System oder seine Buchhaltungssoft-
ware eine zuverlässige Syntaxprüfung und 
Geschäftsregelvalidierung durchführt und 
das nachvollziehbar dokumentiert. Fehler 
in der Rechnung sind weniger für den Aus- 
steller der Rechnung, sondern eher für den 
Empfänger der Rechnung problematisch, 
da bei einer fehlerhaften Rechnung der 
Vorsteuerabzug fraglich ist. 

Hinweis
Schon jetzt sollte geprüft werden, ob das 
Buchhaltungs- oder ERP-System E-Rech-
nungen empfangen und idealerweise 
automatisiert auf Format- und Geschäfts-
regelfehler validieren kann. Zwar besteht 
lediglich die Pflicht, E-Rechnungen seit 
dem 01.01.2025 empfangen zu können. 
Eine automatisierte Validierung ist 
jedoch empfehlenswert, um Fehler 
frühzeitig zu erkennen. Bei fehlerhaften 
Eingangsrechnungen sollte zeitnah eine 
Berichtigung veranlasst werden, da 
Mängel im Einzelfall den Vorsteuerabzug 
beeinträchtigen können. 

  Umsatzsteuerfragen bei   
  Leistungsbeziehungen bei   
  elektronischen Dienstleistungen   
  z. B. „In-App-Käufen“  

Grundsätzlich gilt: Wird ein Unternehmer 
(Auftragnehmer) in die Erbringung einer 
sonstigen Leistung eingeschaltet und 
handelt er dabei im eigenen Namen und 
für fremde Rechnung (Dienstleistungskom-
mission), gilt diese sonstige Leistung als 
an ihn und von ihm erbracht. Es wird also 
eine Leistungskette fingiert. Gleiches gilt, 
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wenn ein Einkauf bzw. Verkauf von 
Leistungen erfolgt. Die Beurteilung, ob 
eine Dienstleistungskommission im Sinne 
des § 3 Abs. 11 UStG vorliegt oder nicht,  
ist mitunter nicht so einfach, hat aber 
immense Auswirkungen darauf, wo der Ort 
der Leistung liegt und wer welchen Umsatz 
der Besteuerung unterwerfen muss.

Da inzwischen nicht nur der Verkauf von 
Gegenständen, sondern zunehmend auch 
sonstige Leistungen online abgewickelt 
werden, nehmen derzeit auch die umsatz- 
steuerrechtlichen Abgrenzungsprobleme 
in diesem Bereich zu. Gerade bei den über 
das Internet angebotenen Leistungen ist 
fraglich, ob der Betreiber der jeweiligen 
Plattform oder der eigentliche Produzent 
medialer Inhalte gegenüber dem Endver-
braucher als der die Leistung erbringende 
Unternehmer auftritt. 

In einem jüngst entschiedenen Einzelfall 
hat ein deutsches Unternehmen „In-App-
Käufe“ über einen App Store eines irischen 
Anbieters getätigt. Die Frage, die der 
Bundesfinanzhof zu beantworten hatte, 
war, wo der Ort der Leistung des Unterneh-
mers ist. Zunächst war zu klären, an wen 
das Unternehmen diese Leistung erbringt. 
Sofern die Leistung direkt vom Unterneh-
men an die Endverbraucher erbracht wird, 
ist der Leistungsort in Deutschland, sofern 
eine Leistung an den Betreiber des App 
Stores vorliegt, befindet sich der Ort der 
Leistung in Irland, weil dieser dort ansässig 
ist. Insofern liegt eine Dienstleistungskom-
mission vor, bei der das deutsche Unter- 
nehmen an den irischen App Store und 
dieser an die jeweiligen Endkunden eine 
sonstige Leistung erbringt. Nachdem der 
Bundesfinanzhof zur Klärung dieser Frage 
ein Vorabentscheidungsersuchen an den 
Europäischen Gerichtshof gerichtet hatte, 
schloss er sich der Auffassung des EuGH 
an (Az. V R 46/25). In dem zu beurteilen-
den Fall lag eine Dienstleistungskommis-
sion vor. Die Leistung des deutschen 
Unternehmens an den App Store und 
auch die Leistung des App Stores an den 
Endverbraucher unterliegen in Irland der 
Besteuerung.

Hinweis
Liegt eine Dienstleistungskommission 
vor, erbringt der deutsche Unternehmer 
seine Leistung nicht an den Endkunden, 
sondern an den Betreiber des App Stores. 
Der Leistungsort bestimmt sich dann 
nach dem Sitz des App-Store-Betreibers 
(hier: Irland), sodass der Umsatz in 
Deutschland nicht steuerbar ist. Im 
Regelfall schuldet der irische App-Store-
Betreiber die Umsatzsteuer im Reverse-
Charge-Verfahren.

Der deutsche Unternehmer stellt seine 
Rechnung ohne Umsatzsteuer mit dem 
Hinweis „Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers“ aus und meldet 
den Umsatz in der Zusammenfassenden 
Meldung an.

  Verwendung eines unzutreffenden   
  Steuerschlüssels in einem   
  ERP-System  

Im Streitfall stellte die Klägerin, nachdem 
die Umsatzsteuerfestsetzung infolge einer 
Betriebsprüfung bestandskräftig geworden 
war, einen Fehler in ihrem ERP-System 
(einer zentralen Unternehmenssoftware) 
fest, der dazu geführt hatte, dass ein unzu- 
treffender Steuerschlüssel verwendet 
wurde. Daraufhin beantragte die Klägerin 
die Änderung der bestandskräftigen Umsatz-
steuerfestsetzung. Ihrer Auffassung nach 
lag ein rechnerischer Fehler vor, weshalb 
zu wenig Vorsteuer geltend gemacht worden 
war. Das beklagte Finanzamt lehnte den 
Antrag ab, da kein Rechenfehler im Sinne 
des § 173a der Abgabenordnung vorlag. 
Nach einem erfolglosen Einspruchsverfah-
ren wandte sich die Klägerin erfolglos an 
das Niedersächsische Finanzgericht.

Dieses entschied, dass die Verwendung 
eines unzutreffenden Steuerschlüssels in 
einem ERP-System keinen Rechenfehler  
im Sinne der Änderungsbestimmung des  
§ 173a AO darstellt. Hierin liege vielmehr 
ein von § 173a AO nicht erfasster Irrtum  
bei der Auswahl der Rechenmethode. Die 
automatisierte Überführung eines infolge 
eines fehlerhaften Steuerschlüssels 
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unzutreffend errechneten Betrags in eine 
Steuererklärung sei auch kein Schreib- 
oder Rechenfehler im Sinne des § 173a AO, 
wenn der Steuerpflichtige genau den vom 
System ausgegebenen Betrag erklären 
wollte. Nach Auffassung der Richter hat 
das Softwareprogramm im Streitfall die 
richtige Rechnung durchgeführt. Maßgeb-
lich sei hier die fehlerhafte Ermittlung der 
abziehbaren Steuer aus dem ERP-System 
(Az. 5 K 137/25). Das Finanzgericht hat die 
Revision zum Bundesfinanzhof wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung der Rechtsfra-
ge zugelassen.
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WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit: 

Telefon:  +49 261 94 31 - 0
Mail:      lschmidt@dornbach.de

STANDORTE
Bad Homburg · Bergisch Gladbach · Bergisch Gladbach /  
NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt ·  Dessau-Roßlau · 
Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · Frielendorf  · 
Fritzlar · Gießen · Gießen / NL von Frankfurt am Main · 
Homberg / Efze  ·  Koblenz ·  Köln · Lutherstadt Wittenberg · 
Mainz · Marburg · München · Pirna · Pößneck bei Jena · 
Saarbrücken · Solingen · Wetzlar - DORNBACH - Med 
GmbH & Co. KG · Wetzlar - DORNBACH FRP · Wiesbaden 

  wpg@dornbach.de  ·  www.dornbach.de	

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH	

Dienstag, 15. September 2026, 14.30 – 16.00 Uhr – BETRIEBSPRÜFUNG SOUVERÄN STEUERN

Referent: Dipl.-Finanzwirt Frederik Karnath, Steuerberater, Rechtsanwalt und Geschäftsführender 
Gesellschafter bei DORNBACH

Zu der detaillierten Inhaltsübersicht und Anmeldemöglichkeit des Online-Seminars gelangen Sie über 
den QR-Code oder per Klick auf diesen Link.    

 Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html 

mailto:lschmidt%40dornbach.de?subject=
https://www.dornbach.de/de/betriebspruefung-souveraen-steuern.html
https://www.dornbach.de/de/events.html

